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Im Büro Gstaad hat sich Frau Karin Kunz nach Aufnahme
ihrer Tätigkeit per 1. November 2004 bereits gut ein-
gearbeitet und in unser Team eingefügt. Frau Kunz kann
nebst einer 10-jährigen vielseitigen kaufmännischen
Praxis in Gewerbe und Tourismus auch auf eine rund 
2-jährige Erfahrung als Flight Attendant bei der Swissair
zurückblicken. Verschiedene Sprachaufenthalte in der
Vergangenheit erleichtern ihr den Umgang mit unseren
fremdsprachigen Kunden. Seit Herbst 2003 ist sie zu-
dem in Vorbereitung auf die Prüfung für den eidgenös-
sischen Fachausweis für Finanz- und Rechnungswesen.
Es handelt sich um eine sehr anspruchsvolle berufs-
begleitende Ausbildung, weshalb Frau Kunz bei uns
mit einem Arbeitspensum von 80% angestellt ist. Wir
wünschen ihr viel Erfolg, sowohl in der beruflichen
Weiterbildung wie auch bei der Ausübung ihrer Tätig-
keit.

Der praktische Tipp

Mutterschaftsentschädigung

Der Bundesrat hat die Bestimmungen über den Erwerbs-
ersatz bei Mutterschaft auf den 1. Juli 2005 in Kraft
gesetzt. Ab diesem Zeitpunkt haben angestellte und
selbstständigerwerbende Frauen Anspruch auf eine
Mutterschaftsentschädigung, sofern sie in den neun
Monaten unmittelbar vor der Niederkunft mindestens
fünf Monate lang eine Erwerbstätigkeit ausgeübt haben.
Dies gilt ebenfalls für Frauen, die gegen einen Bar-
lohn im Betrieb ihres Ehemannes mitarbeiten. Die Ent-
schädigung beträgt während 14 Wochen 80 Prozent des
durchschnittlichen Erwerbseinkommens vor der Geburt,
maximal aber 172 Franken pro Tag. 

Übergangsbestimmungen:

Erwerbstätige Mütter, deren Kind weniger als 14 Wochen
vor dem 1. Juli 2005 geboren wird, haben anteilsmäs-
sigen Anspruch auf die Mutterschaftsentschädigung.
Sie erhalten ab dem 1. Juli 2005 so lange Taggelder,
bis die Zeitspanne von 14 Wochen ab der Geburt abge-
laufen ist. 

Hat eine Mutter bei Geburt vor dem 1. Juli 2005 
Anspruch auf Lohnfortzahlung gemäss OR über den 
1. Juli 2005 hinaus, so bleibt dieser Anspruch ge-
wahrt. Für die Dauer seiner Lohnfortzahlung erhält der
Arbeitgeber im Gegenzug die Leistungen der Mutter-
schaftsentschädigung von der AHV-Ausgleichskasse
zurück. 

Im Rahmen der EO-Revision wird auch die Entschädigung
erwerbstätiger Dienstleistender in Armee, Zivildienst
und Zivilschutz ab dem 1. Juli 2005 von 65 auf 80 
Prozent des Erwerbseinkommens erhöht. 

Detailinformationen zu diesem Thema finden Sie 
auf der Homepage des BSV:

www.bsv.admin.ch/eo/aktuell/d/index.htm 

Steuerrechner unter www.tundr.ch

Auch in diesem Jahr bieten wir auf unserer Website
den elektronischen Steuerrechner als Dienstleistung
an, mit welchem Sie kostenlos die voraussichtliche
Steuerbelastung für das Jahr 2004 berechnen können.
Mit dem Steuerrechner lassen sich auf der Basis der
diesjährigen Steuersituation auch Varianten für die
kommenden Jahre grob berechnen. Wir denken da zum
Beispiel an die Planung grösserer Unterhaltsarbeiten
an Liegenschaften oder von Einlagen in die Säule 3a.

Ebenfalls auf unserer Website finden Sie im Bereich
Aktuell Detailinformationen zu unseren Tipps, welche
monatlich in den Zeitungen unserer Region erscheinen.
Im Januar gingen wir dabei auf den neuen Lohnausweis
und im Februar auf die Steuererklärung2004 imDetail ein.

Über Ihren Besuch auf unserer Website würden wir uns
sehr freuen.

Mit freundlichen Grüssen
T&R Oberland AG

In eigener Sache
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Selbstständige Erwerbstätigkeit und 
Sozialversicherungen

Nicht zuletzt aufgrund der häufigen Um- und Restruktu-

rierungen erwägen Erwerbstätige vermehrt den Schritt in

die Selbstständigkeit. Dieser Schritt soll unter Berück-

sichtigung verschiedener Aspekte fundiert abgeklärt und

entschieden werden.

Es gibt sehr viele Punkte worauf die Selbstständig-

erwerbenden bei der Ausübung ihrer Erwerbstätigkeit

achten müssen. Im nachfolgenden Beitrag befassen wir

uns mit dem Problemkreis der Sozialversicherungen. 

Dieser Artikel soll die Selbstständigerwerbenden auf 

die wichtigsten Punkte im Sozialversicherungsbereich

hinweisen, insbesondere in den folgenden Bereichen:

• AHV/IV/EO

• Kinderzulagen/Familienausgleichskasse

• Arbeitslosenversicherung

• Lohnfortzahlung bei Unfall und Krankheit 

• Invalidität

• Altersvorsorge über BVG und Säule 3a

• Altersvorsorge/Absicherung von Risiken über 

Säule 3b

AHV/IV/EO (1. Säule)

Von der AHV wird nicht jede «Selbstständigkeit» als 

solche anerkannt.

Gemäss geltender Rechtsprechung müssen die folgenden

Kriterien erfüllt werden:

• Einsatz von Arbeitsleistung und Kapital 

in frei gewählter Organisation 

• Eigenes Risiko 

• Dauerhaft

• Planmässig und nach aussen sichtbar zum Zweck 

der Gewinnerzielung 

• Mehrere Kunden

Im Unterschied zu den Arbeitnehmern sind die Beitrags-

sätze der AHV/IV/EO von der Höhe des jährlichen Erwerbs-

einkommens abhängig. Das massgebende Erwerbsein-

kommen wird wie folgt berechnet:

Nettoergebnis gemäss Erfolgsrechnung

+ belastete AHV-Beiträge des Inhabers

– Verzinsung des Eigenkapitals

= massgebendes Erwerbseinkommen

Die sinkende Beitragsskala, wie die Bemessungsgrösse

genannt wird, hat einen Mindestsatz von 5,116% bei

einem jährlichen Erwerbseinkommen bis CHF 8500, wel-

cher bis auf das Maximum von 9,5% für ein Erwerbsein-

kommen ab CHF 51’600 ansteigt. Der Mindestbeitrag be-

trägt CHF 425 pro Jahr.

Wichtig ist es, darauf zu achten, dass beim Übergang 

von der unselbstständigen zur selbstständigen Erwerbs-

tätigkeit keine Beitragslücken entstehen. Der Mindest-
beitrag von zurzeit CHF 425 pro Jahr sollte auf jeden
Fall entrichtet werden.

Kinderzulagen/Familienzulagen

In den meisten Kantonen haben Selbstständigerwerbende

keinen Anspruch auf Kinderzulagen/Familienzulagen. In

einigen Kantonen sind diese einkommensabhängig.

Durch die Anstellung des Ehepartners kann die Auszahlung

der Kinderzulagen/Familienzulagen erwirkt werden.

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Selbstständigerwerbende sowie deren mitarbeitende

Ehepartner haben keine Ansprüche auf Taggelder der ALV.
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Gleiches gilt im Übrigen für Gesellschafter (GmbH) oder

Verwaltungsräte (AG, die an der Firma finanziell mass-

gebend beteiligt sind) obwohl sie Beiträge leisten müssen.

Einkommenssicherung bei Unfall und Krankheit

Im Unterschied zu den Arbeitnehmenden, für die das UVG

und teilweise die Gesamtarbeitsverträge die Lohnfort-

zahlung über eine Versicherung des Arbeitgebers regeln,

müssen die Selbstständigerwerbenden von sich aus aktiv

werden, um ihr Einkommen bei Krankheit und Unfall abzu-

sichern. Eine Erwerbsausfallversicherung ist deshalb zu

empfehlen.

Die Höhe des zu versichernden Taggeldes ist individuell.

Grundsätzlich sollten folgende Punkte zur Berechnung

berücksichtigt werden:

• Fixe Kosten der Einzelunternehmung 

(Miete, Versicherungsprämien, Fremdkapitalzinsen,

Personalaufwand usw. für eine gewisse Zeit)

• Lebenshaltungskosten des Einzelunternehmers

Das Taggeld, welches die Versicherung bei krankheits-

oder unfallbedingtem Ausfall bezahlt, kann je nach Bedarf

versichert werden. Längere Wartezeiten sind möglich und

aus Kostengründen sinnvoll. Die Versicherung bezahlt

das versicherte Taggeld während maximal 730 Tagen.

Invalidität (IV)

Kann jemand aus Gründen eines Unfalls oder einer Krank-

heit nach spätestens 730 Tagen die Erwerbstätigkeit nicht

mehr aufnehmen, so treten die IV-Leistungen anstelle der

Taggeldversicherung. Diese reichen in den meisten Fällen

nicht aus, um die Lebenshaltungskosten zu decken.

Weil Selbstständigerwerbende in der Regel weder Leis-

tungen aus dem UVG noch dem BVG beziehen können, er-

halten sie ohne weitere Vorkehrungen nach 730 Tagen

nur noch die IV-Rente. Deshalb ist eine zusätzliche Ver-

sicherung gegen die Folgen von Erwerbsausfall bei Unfall

oder Krankheit zu empfehlen. Hier ist aber darauf zu 

achten, dass keine Überversicherung entsteht. 

Altersvorsorge über BVG und Säule 3a

Selbstständigerwerbende können sich freiwillig in der 

2. Säule versichern lassen. Die freiwillige BVG-Unter-

stellung kann 

• bei der Vorsorgeeinrichtung des Personals, 

• bei der Vorsorgeeinrichtung des Berufsverbandes oder

• bei der Auffangeinrichtung 

erfolgen.

Selbstständigerwerbende ohne Mitarbeitende können sich

nur bei der Vorsorgeeinrichtung ihres Berufsverbandes

oder bei der Auffangeinrichtung versichern lassen.

Zusätzlich zur Vorsorge der 2. Säule besteht für Selbst-

ständigerwerbende im Weiteren die Möglichkeit, die Vor-

sorge über die Säule 3a aufzubauen oder zu erweitern.

Hier reden wir von der gebundenen Selbstvorsorge, weil

diese angesparten Mittel ausschliesslich und unwiderruf-

lich der Vorsorge dienen müssen. Der jährliche maximale

Betrag, welcher in die Säule 3a bezahlt werden kann,

richtet sich danach, ob die selbstständigerwerbende Per-

son bei der 2. Säule versichert ist oder nicht. Untersteht

sie der 2. Säule, kann maximal der «kleine» Beitrag von

zurzeit CHF 6192 einbezahlt werden; ist sie nicht bei der

2. Säule versichert, beläuft sich der Betrag auf 20% des

Erwerbseinkommens, maximal aber auf CHF 30’960. 
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Bei Versicherungen und Banken besteht für die Säule 3a

eine Vielfalt von Möglichkeiten. Versicherungsgesell-

schaften bieten die Möglichkeit Risiken des Erwerbsaus-

falls mit der gebundenen Selbstvorsorge zu kombinieren.

Besteht kein Versicherungsbedarf, bieten Banken reine

Sparlösungen an. 

Der Vorteil dieser Konten ist, dass der gesamte einbezahlte

Betrag gespart und nicht durch Versicherungsprämien

geschmälert wird.

Für Selbstständigerwerbende empfiehlt sich eine Auf-

teilung der Säule 3a. Einerseits eine Versicherungslösung

mit einem festen immer einzubezahlenden Betrag mit

Prämienbefreiung und einem Vorsorgesparkonto bei einer

Bank, auf welchem, je nach finanziellen Möglichkeiten, Ein-

lagen getätigt werden können. So tragen die Selbstständig-

erwerbenden ihrem schwankenden Einkommen Rechnung.

Alle 5 Jahre kann das Vorsorgekapital für den Kauf von

Wohneigentum oder zur Amortisation bestehender Hypo-

theken bezogen werden, jedoch nur für die selbstbe-

wohnte Liegenschaft oder Wohnung. Frühestens 5 Jahre

vor dem Erreichen des AHV-Alters kann das gesamte 

Kapital bezogen werden. Die Besteuerung der Auszah-

lung erfolgt bei der direkten Bundessteuer separat zu

20% des ordentlichen Tarifes. Die Kantone wenden einen

speziellen Vorsorgetarif an, welcher unter demjenigen

des üblichen Steuertarifes liegt.

Altersvorsorge/
Absicherung von Risiken über Säule 3b

Weitere Versicherungsmöglichkeiten bestehen im Rahmen

der freien Vorsorge (Säule 3b). Diese werden in vielen

Fällen als Ergänzung zur Säule 3a genutzt. 

Die so genannte freie Vorsorge lässt bei der Aus-

gestaltung der Lebensversicherungen grosse Freiheit.

Man kann bei Vertragsabschluss festlegen, wann das ge-

sparte Kapital verfügbar sein soll. 

In der freien Vorsorge sind Lebensversicherungsprämien

nur bis zu einem bestimmten Betrag vom steuerbaren

Einkommen abzugsfähig. Der maximale Versicherungs-

abzug ist bei den heutigen Krankenkassenprämien meis-

tens bereits ausgenutzt, also können die bezahlten Prä-

mien steuerlich kaum zum Abzug gebracht werden. Zu be-

achten sind ebenfalls die steuerlichen Einschränkungen

bei Kapitalversicherungen mit Einmalprämien (Art. 20

Abs. 1 Bst. a DBG).

Eine weitere Möglichkeit der freien Vorsorge sind die 

Risikoversicherungen. Diese Policen sichern eine Kapital-

auszahlung bei Todesfall oder Invalidität und werden von

den Banken oft als zusätzliche Sicherheit für Kredite ver-

langt. Diese Versicherungen erbringen nur Leistungen im

Ereignisfall.

Fazit

Der Gesetzgeber hat für die Selbstständigerwerbenden

mit der AHV/IV und EO nur das Minimum geregelt, des-

halb ist das Risikoprofil zu analysieren um bestehende

Lücken gezielt mit Versicherungen abzudecken.

Links zu diesem Thema

www.bsv.admin.ch/familienfragen/beratung

www.bsv.admin.ch/aktuell/highlight/d/index.htm

www.sozialversicherungen.ch/

www.svazurich.ch/home.cfm


